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Abstract 

Nachhaltigkeit ist eine Antwort auf strukturelle Probleme gegenwärtiger Gesellschaften und deren globaler 
Dimensionen: Es ist das viel diskutierte Versprechen der Zukunftsfähigkeit von Gesellschaften in 
ökologischer, ökonomischer und sozialer Hinsicht, eingebettet in mehr Gerechtigkeit für derzeitige und 
zukünftige Generationen sowie einer globalen Solidarität und Verantwortlichkeit. Dem gegenüber ist die 
Diskussion der Nachhaltigkeit für Headquarter und deren Wirkung auf Standorte unterbelichtet. Dieser 
Beitrag zielt darauf ab, eine erste Bestandsaufnahme zur Charakterisierung eines Begriffes der 
Nachhaltigkeit für regionale Headquarter und ihre Standorte zu leisten. 

In einem ersten Schritt werden aktuelle Nachhaltigkeitsbegriffe untersucht. Ausgehend von der Annahme, 
dass Nachhaltigkeit immer auch ein interessengeleitetes Konzept ist, werden Stakeholder für 
Standortansiedlungen regionaler Headquarter definiert und exemplarisch Konflikte und Synergien der 
Interessen vorgeführt. Auf dieser Grundlage wird eine umfassende Charakterisierung des Begriffes der 
sozioökonomischen Nachhaltigkeit für Headquarterstandorte entwickelt. Dieser Begriff umfasst vor allem 
ökonomische und soziale Aspekte aus Sicht der Headquarter und der Standortregion: Zu nennen sind hier 
Politik und Verwaltung, Unternehmen, ArbeitnehmerInnen und weitere betroffene Gruppen des Standorts 
des regionalen Headquarters. 

Regionale Headquarter stehen in einem besonderen Spannungsverhältnis zwischen Mutterunternehmen, 
eigenen Interessen und Niederlassungen. Auf der Grundlage einer globalen Verantwortlichkeit und 
Solidarität wird daher der Nachhaltigkeitsbegriff um ökonomische, soziale und ökologische Verantwortung 
für Tochterunternehmen, deren Standortländer und Stakeholdergruppen erweitert. 

 

 

Sustainability is a response to structural problems of contemporary societies and their global dimensions: It 
is the promise of a future-oriented society in environmental, economic and social terms, embedded in more 
justice for present and future generations as well as a global solidarity and responsibility. Contrary to this 
claim the discussion of sustainability of headquarters and their effects on their sites lacks attention. This 
article aims to provide a provisional inventory for the characterization of the term of sustainability of regional 
headquarters and their locations. 

In a first step, current concepts of sustainability are examined. Starting from the assumption that 
sustainability is a concept based on interests, stakeholders of regional headquarters are defined and some 
examples for conflicts and synergies are presented. On this basis, a comprehensive characterization of the 
concept of the socio-economic sustainability is being developed for headquarter locations. This includes 
above all economic and social aspects of the headquarters and the region of site: Politics and administration, 
companies, employees and other person affected by the site of the regional headquarter. 

Regional headquarters are in a special tension between the mother company, own interests and 
subsidiaries. On the basis of global responsibility and solidarity the concept of sustainability has to be 
widened to include economic, social and ecological responsibility for subsidiaries, their site countries and 
stakeholder groups on these sites. 
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1 Einleitung 

In den letzten Jahrzehnten sind ökologische, soziale und ökonomische Folgekosten der Wachstumsdynamik 

kapitalistischer Gesellschaften unübersehbar geworden. Zu diesen Folgekosten zählen unter anderem der 

Verbrauch knapper Ressourcen, der steigende Energieverbrauch und der Klimawandel (Steurer 2002). Aus 

einer globalen Perspektive kommen wachsende Weltbevölkerung, Armut und Umweltzerstörung dazu, seit 

der Finanzkrise 2008 die hohe strukturelle Arbeitslosigkeit, gravierende Einkommensunterschiede und 

ökonomische und soziale Verwerfungen.  

Die Idee der nachhaltigen Entwicklung ist eine Antwort auf strukturelle Probleme gegenwärtiger 

Gesellschaften und deren globaler Dimensionen: Nachhaltigkeit ist das Versprechen einer Zukunftsfähigkeit 

von Gesellschaften in ökologischer, ökonomischer und sozialer Hinsicht, eingebettet in mehr Gerechtigkeit 

sowohl innerhalb der lebenden als auch zukünftiger Generationen und einer globalen Solidarität und 

Verantwortlichkeit.  

Gegenüber der breiten Diskussion der Nachhaltigkeit in Medien, Politik und Weltöffentlichkeit zeigt sich, 

dass Nachhaltigkeit und eine nachhaltige Wirkung von Headquartern auf den Standort unterbelichtet sind, 

eine explizite Betrachtung der Headquarter multinationaler Unternehmen in dieser Debatte ist randständig 

(Ecosense 2011).  

Dieser Beitrag zielt darauf ab, eine erste Bestandsaufnahme zur Charakterisierung des Begriffes der 

sozioökonomischen Nachhaltigkeit für – vor allem regionale – Headquarterstandorte zu leisten. 

Regionale Headquarter stehen dabei in einem besonderen Spannungsverhältnis. Auf der einen Seite sind 

sie Sitz eine Managements, sie vereinen strategische Aufgaben mit der Steuerung untergeordneter 

Einheiten, verfügen häufig über Forschungs- und Entwicklungszentren und einen Vertriebsteil. Zum anderen 

sind sie, soweit sie als regionale Headquarter in einen größeren Konzern eingebettet sind, Intermediär 

zwischen Eigentümer oder Muttergesellschaft und ausführenden Unternehmens(teilen) (Wanner 2006, 

Schuh 2013). Damit sind sie zugleich Management – sie üben Steuerungsfunktionen gegenüber anderen 

aus – und Empfänger von (strategischen) Vorgaben. Umgekehrt fungieren sie auch als Transporteur von 

Interessen und Anliegen der einzelnen Standorte nach „oben“ in die Zentrale (Werth 2006). 

In einem ersten Schritt werden aktuelle Nachhaltigkeitsbegriffe untersucht sowie Felder und Prinzipien der 

Nachhaltigkeit dargelegt. Ausgehend von der Annahme, dass Nachhaltigkeit immer auch ein 

interessengeleitetes Konzept ist, werden in einem nächsten Schritt Stakeholder für Standortansiedlungen 

regionaler Headquarter definiert und exemplarisch Konflikte und Synergien der Interessen hinsichtlich 

Nachhaltigkeit vorgeführt. Auf dieser Grundlage wird abschließend eine umfassende Charakterisierung eines 

Begriffes der sozioökonomischen Nachhaltigkeit für Headquarterstandorte entwickelt.  
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2 Entwicklung des Nachhaltigkeitsbegriffes 

Der Begriff „Nachhaltigkeit“ weist eine lange Geschichte auf. Die erstmalige Erwähnung des Begriffes in der 

Forstwirtschaft zu Beginn des 18. Jahrhunderts durch Hannß Carl von Carlowitz (1713) enthielt schon die 

wesentlichen Elemente auch des heutigen Verständnisses: Die Notwendigkeit, Wirtschaft und Natur 

miteinander in Einklang zu bringen und Wachstum in langfristigen, sich selbst stabilisierenden Zyklen zu 

begreifen (Hauff/Kleine 2009). Es bedurfte allerdings erst ökologischer, ökonomischer und sozialer Krisen, 

bis die Nachhaltigkeit als ein handlungsleitendes Prinzip des Wirtschaftens anerkannt wurde. 

Im globalen Kontext hat das Konzept seinen Ursprung in den frühen Jahren der 1970er, wichtige Stationen 

sind der Bericht „Grenzen des Wachstums“ des „Club of Rome“ (Meadows et al. 1972) und dessen 

Nachfolgeberichte (z.B.: Meadows et al. 1993; Weizsäcker et al. 1995), im deutschsprachigen Raum 

vertreten vor allem durch das Wuppertal-Institut (Weizsäcker 1997). Auf globaler Ebene stellt der 

„Brundtland-Bericht“ der UN-Kommission für Umwelt und Entwicklung (United Nations 1987) einen 

Meilenstein dar. Aus diesem Dokument stammt auch die wohl bekannteste und im deutschsprachigen Raum 

meistverwendete Definition von Nachhaltigkeit:  

„Nachhaltige Entwicklung ist eine Entwicklung, die gewährleistet, dass künftige Generationen 

nicht schlechter gestellt sind, ihre Bedürfnisse zu befriedigen, als gegenwärtig lebende.“  

(Hauff 1987: 46) 

 

Ein zweiter Entwicklungsstrang betont die ethischen und moralischen Verpflichtungen, die Unternehmen zu 

erfüllen haben. Auf Unternehmensebene bedeutet dies vor allem Unternehmensethik und Führungsethik, 

beides Themen mit einer weit vor die Industrialisierung zurückreichenden Tradition (Karmasin 1996; 

Karmasin/Litschka 2008; Göbel 2013). Die Wirtschaftsethik auf globaler Ebene wurde vor allem von der 

Entwicklungszusammenarbeit (nicht zuletzt im Rahmen der UNO) beeinflusst und zielt auf eine gerechtere 

Welt ab (Leiserowitz et al. 2005). 

Die Rio-Deklaration zu Umwelt und Entwicklung fordert „auf Basis des Grundsatzes, dass das Recht auf 

Entwicklung so erfüllt werden muss, dass Entwicklungs- und Umweltschutzbedürfnissen heutiger und 

künftiger Generationen in gerechter Weise entsprochen wird, entwicklungs- und umweltpolitische 

Grundprinzipien zur Armutsbekämpfung, zur Bevölkerungspolitik, zum Recht auf Entwicklung für die 

bisherigen Entwicklungsländer und zur Anerkennung der Industriestaaten als Hauptverursacher der 

Umweltprobleme“ ein (United Nations 1992). 

Ein zentrales Ergebnis der Rio-Konferenz war das entwicklungs- und umweltpolitische Aktionsprogramm 

Agenda 21, das als „lokale Agenda“ auch von kommunaler Bedeutung ist (Agenda 21-Treffpunkt 2015). Die 

Agenda 21 „umfasst sozioökonomische Fragen (Armut, Gesundheit, Demografie oder Konsumverhalten), 

ökologische Aspekte (Klima, Wald, Wüsten, Meere, Artenvielfalt usw.), die Perspektive von Zielgruppen und 

Akteuren (Frauen, Kindern, Nichtregierungsorganisationen, lokalen Initiativen, Industrie usw.) sowie Fragen 

geeigneter Umsetzungsinstrumente (internationale Kooperation, Bildung und Wissenschaft, 

Technologietransfer, Institutionen usw.).“ (Grunwald/Kopfmüller 2010: 25 f.). 
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3 Handlungsfelder der Nachhaltigkeit 

Heute wird in der Nachhaltigkeitsdiskussion regelmäßig auf die Triple-Bottom-Line verwiesen: Darunter wird 

die dreifache Rechenschaftslegung eines Unternehmens in ökologischen, sozialen wie auch ökonomischen 

Belangen verstanden (Elkington 2004). Nachhaltigkeit wurde schon im Brundtland-Bericht nicht nur als 

Schutz und Erhalt des natürlichen Erbes verstanden, sondern auch der wirtschaftlichen Errungenschaften 

und sozialen Institutionen unserer Gesellschaft. Die Unterteilung in die drei Bereiche der Nachhaltigkeit hat 

sich im Laufe der 1990er Jahre international etabliert und ist seitdem der Ausgangspunkt vieler 

verschiedener Nachhaltigkeitsdefinitionen und der meisten Nachhaltigkeitsstrategien und -konzepte 

(Hauff/Kleine 2009). 

Nachhaltigkeit wird am ehesten – und historisch verständlich – mit ökologischem Denken und dem Ziel des 

Erhaltes einer intakten Umwelt assoziiert. Das Ziel der ökologischen Nachhaltigkeit ist die weitsichtige 

Nutzung eines Systems, das den Fortbestand der natürlichen Ressourcen und des ganzen Ökosystems 

sichert (Pufé 2012). 

Die ökonomische Nachhaltigkeit beschreibt das Ziel einer beständigen Wirtschaftsstrategie. Organisationen 

und ganze Volkswirtschaften sollen nicht über ihre Verhältnisse leben. Daher stehen auch langfristige 

Strategien und Ertragsziele – im Gegensatz zum Kurzfristdenken einer Optimierung des einseitig 

verstandenen Shareholder-Value – im Vordergrund (Dyllick/Hockerts 2002, Promberger et al. 2006). Stark 

umstritten ist, inwieweit Wachstum – sowohl auf Unternehmensebene als auch auf volkswirtschaftlicher 

Ebene – mit dem Ziel der ökologisch begrenzten ökonomischen Nachhaltigkeit vereinbar ist 

(Welzer/Wiegandt 2013). Konzepte eines Null- oder gar Negativ-Wachstums (Jackson 2013; Leipprand/aus 

dem Moore 2012) stehen hier Vorstellungen gegenüber, die von der Möglichkeit eines 

ressourcenschonenden qualitativen Wachstums sprechen. 

Die dritte Säule, die der sozialen Nachhaltigkeit, setzt sich mit der Verantwortung gegenüber der 

Gesellschaft auseinander. Diese zielt allgemein auf „Gerechtigkeit, Sicherheit und Frieden“ (Balderjahn 

2013). Darunter fallen u.a. die Ermöglichung der Befriedigung des Grundbedarfs zum Leben, soziale 

Stabilität, faire Arbeitsbedingungen, Gesundheit, Bildungschancen, Altersversorgung und individuelle 

Freiheit. Die Europäische Union versteht unter einer sozial nachhaltigen Entwicklung die 

„Förderung einer demokratischen, gesunden, sicheren und gerechten Gesellschaft, die sich auf 

soziale Integration und Zusammenhalt stützt, die Grundrechte und die kulturelle Vielfalt achtet, 

die Gleichstellung von Männern und Frauen gewährleistet und Diskriminierung jeglicher Art 

bekämpft.“ (Rat der Europäischen Union 2006). 

 

Wesentliches Element der sozialen Nachhaltigkeit ist der Erhalt und die Förderung des Sozialkapitals. 

Konkret versteht man darunter den Zusammenhalt der Gesellschaft und das Bestehen von sozialen 

Netzwerken. Sozialkapital kann in vier Dimensionen aufgegliedert werden, welche sich mit der Idee der 

nachhaltigen Entwicklung vereinbaren lassen: 

 „Die soziale Integration gesellschaftlicher Gruppen, aber auch von Unternehmen; 

 horizontale soziale Verbindungen innerhalb von Gemeinschaften wie beispielsweise 

mittelständische Unternehmen mit ihren Stakeholdern; 



8 University of Applied Sciences bfi Vienna 

 die Beziehung zwischen Staat und Zivilgesellschaft; 

 die Qualität der Regierungsinstitutionen.“ (Hauff 2011) 

 

Ergänzt wird die soziale Dimension der Nachhaltigkeit um Gerechtigkeitsvorstellungen. Diese 

Schwerpunktsetzung in der Nachhaltigkeitsdiskussion wurde einerseits für einer Gender- und Diversity-

Perspektive fruchtbar gemacht (Hanappi-Egger 2012), andererseits stellt sie eine Verknüpfung zu einer 

globalen Entwicklungsperspektive dar (United Nations 2015). 

Im wirtschaftlichen Kontext versteht man unter sozialer Nachhaltigkeit den verantwortungsvollen Umgang mit 

den im Unternehmen beschäftigten MitarbeiterInnen. Dazu zählt eine gerechte Behandlung von allen 

Beschäftigten, die Gleichbehandlung von Männern und Frauen, bei Faktoren wie ethnischer Abstammung, 

Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft oder politischer Einstellung (Hauff 2011). 

Die Gültigkeit und Sinnhaftigkeit dieser Dreiteilung ist durchaus umstritten. Dennoch hat sich – nicht zuletzt 

aus pragmatischen Gründen – dieses Modell durchgesetzt. Auch wir folgen zunächst dieser Einteilung, 

werden jedoch in der Folge auf die Problematik von Zielkonflikten und Synergien eingehen.  

 

3.1 Nachhaltigkeitsmodelle 

Auch wenn sich alle drei Dimensionen, also Ökologie, Ökonomie und Soziales, in allen 

Nachhaltigkeitsmodellen zumindest im Ansatz wiederfinden, so unterscheiden sich die Ansätze doch 

hinsichtlich der Gewichtung der einzelnen Dimensionen. 

 

3.1.1 Starke vs. schwache Nachhaltigkeit 

Eine erste Unterscheidung betrifft den Vorrang der ökologischen Dimension vor den anderen beiden oder 

deren Gleichwertigkeit. Dabei kann zwischen schwacher und starker Nachhaltigkeit unterschieden werden 

(Steurer 2001; Grunwald/Kopfmüller 2006; Döring 2004). 

Im Rahmen einer schwachen Nachhaltigkeit wird die Möglichkeit gesehen, dass sich verschiedene 

Ressourcen gegenseitig kompensieren können, d.h. eine ökologische oder soziale Ressource lässt sich 

durch den Verbrauch einer anderen ersetzen und ausgleichen. So kann der Erschöpfung einer Ressource 

durch eine technologische Weiterentwicklung begegnet oder zumindest den Folgen ausgewichen werden, 

oder es wird eine natürliche Ressource durch Ressourcen, welche durch den Menschen hergestellt werden, 

ersetzt.  

Als starke Nachhaltigkeit wird der Ansatz bezeichnet, in dem die Ökologie über die anderen Dimensionen 

gestellt wird, da sie die Grundlage für das (Über-)Leben bildet. Die Substituierbarkeit von Ressourcen ist 

auch in diesem System möglich, jedoch nur zwischen Human- und Sachkapital und innerhalb verschiedener 

natürlicher Ressourcen. Ein Austausch oder Ersetzen von natürlichen Ressourcen durch Human- oder 

Sachkapital ist hier nicht oder nur unzureichend vorstellbar.  

Beide Positionen sind letztlich in voller Konsequenz praktisch nicht durchsetzbar. Weder sind, wie es die 

schwache Nachhaltigkeit fordert, alle Ressourcen vollkommen substituierbar, noch ist die starke 
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Nachhaltigkeitsposition haltbar, da die Forderung, natürliche Ressourcen, welche nicht ersetzt werden 

können, auch nicht zu verbrauchen, weil diese ansonsten unwiederbringlich für zukünftige Generationen 

verloren wären, nicht durchsetzbar ist (Döring 2004). 

Wir folgen hier einem mittleren Weg (Grunwald/Kopfmüller 2006), der einerseits einen teilweisen Ersatz 

zulässt, jedoch absolute Grenzen respektiert. Dafür liefern Grunwald und Kopfmüller (2012: 57) zwei 

Argumente. Zum einen: „Die Umsetzung des Gerechtigkeitspostulats und die Wahrnehmung von 

Verantwortung erfordern prinzipiell die Einbeziehung aller Dimensionen der gesellschaftlichen Entwicklung.“ 

Zum anderen: „Die ethische Frage, auf welche Hinterlassenschaft kommende Generationen einen Anspruch 

haben, lässt sich nicht rein ökologisch beantworten. Neben den natürlichen Lebensgrundlagen bilden auch 

ökonomische, soziale und kulturelle Werte Ressourcen, die in ihrer Gesamtheit die Basis für die 

Befriedigung menschlicher Bedürfnisse bilden.“ Einige VertreterInnen der mittleren Position gehen von einer 

zweistufigen Nachhaltigkeitsregel aus. Für kritische Bestände gilt die starke Nachhaltigkeit, darüber hinaus 

kann zu Zwecken der Wohlfahrtssteigerung eine schwache Nachhaltigkeit realisiert werden (Hauff/Kleine 

2009). Andere VertreterInnen bevorzugen die die Idee der ausgewogenen Nachhaltigkeit, definiert als 

Befriedigung der weltweiten Grundbedürfnisse und Verbesserung der Lebensqualität gegenwärtiger und 

zukünftiger Generationen (Steurer 2001). Beiden Konzepten der mittleren Position sind jedoch die 

Abgrenzungsproblematik der Begriffe, die Frage der praktischen Definition (zum Beispiel des 

Existenzminimums, der Lebensqualität) und die offene Frage der Steuerbarkeit gemeinsam.  

 

3.1.2 Drei-Dimensions-Modelle 

Die Mehrheit der AutorenInnen fordert eine gleichmäßige Berücksichtigung aller drei Dimensionen: Ökologie, 

Ökonomie und Soziales. Programmatisch hält Elkington (1999: 75) fest: „It is not possible to achieve a 

desired level of ecologic or social, and environmental sustainability (separately), without achieving at least a 

basic level of all three forms of sustainability, simultaneously.“ Um effektiv und effizient für mehr und vor 

allem für langfristige Nachhaltigkeit sorgen zu können, ist es also von wesentlicher Bedeutung, alle drei 

Dimensionen zu berücksichtigen. Optimal wäre es, jede Dimension in gleichem Maße einzubeziehen. In den 

meisten Fällen kommt es jedoch zu Problemen mit der Gewichtung und mit dem Setzen der Prioritäten. Weil 

Zielkonflikte zwischen den einzelnen Faktoren häufig auftreten, sind Trade-off-Entscheidungen zwischen 

den widersprechenden Zieldimensionen an der Tagesordnung (Steurer et al. 2005; Müller-Christ 2011; 

2012). 

Wird eine mehr oder weniger große Gleichrangigkeit der drei Komponenten akzeptiert, so kann das 

Verhältnis dieser drei Elemente unterschiedlich definiert werden: Bei den Nachhaltigkeitsmodellen wird 

entsprechend grob zwischen drei Möglichkeiten unterschieden: dem Drei-Säulen-Modell, dem 

Schnittmengen- oder Dreiklangmodell und dem Nachhaltigkeitsdreieck. 
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Abbildung 1: Modelle der Nachhaltigkeit  

 

Quelle: Pufé 2015 

 

Das Drei-Säulen-Modell 

Die älteste Auffassung der nachhaltigen Entwicklung ist das Drei-Säulen-Modell (Jörissen 1999). Diese 

übernimmt die Vorstellung eines Gebäudes. Dieses steht nur dann solide, wenn es auf gleich starken 

Grundfesten ruht. Nachhaltige Entwicklung kann daher nur durch das gleichzeitige und gleichberechtigte 

Umsetzen von umweltbezogenen, wirtschaftlichen und sozialen Zielen erreicht werden. Die Nachhaltigkeit 

insgesamt ist nur so stark wie die schwächste Säule. 

Dieses Modell wurde aus zumindest drei Gründen kritisiert: Durch das Nebeneinander der Säulen scheint 

eine wechselseitige Unbeeinflussbarkeit der Säulen gegeben zu sein. Es können eine Säule oder gar zwei 

wegfallen, ohne einen Einbruch zu bewirken („Villa Paletti-Versuchung“). Die Stärke der Säulen kann 

praktisch gesehen sehr unterschiedlich ausfallen.  

 

Schnittmengen- oder Dreiklangmodell 

Das Schnittmengen- oder Dreiklangmodell betont den integrativen, ineinandergreifenden Zusammenhang 

der drei Dimensionen (Organisation for Economic Co-operation and Development 2000). Überlappende 

Kreise betonen, dass zwischen jeweils zwei Bereichen ein engerer Zusammenhang bestehen kann. 

Beispiele dafür sind umweltfreundliche Mobilität als Schnittmenge aus Ökonomie und Ökologie, Carsharing 

als Schnittmenge aus Ökonomie und Sozialem oder Umweltbildungsprogramme als Schnittmenge aus 

Sozialem und Ökologie.  

 

Das Nachhaltigkeitsdreieck 

Das Nachhaltigkeitsdreieck verstärkt den integrativen Charakter der drei Bereiche. Ziel ist es hier, über die 

qualitative, intuitive Verknüpfung des Schnittmengenmodells hinaus zu einer Berechenbarkeit der  

(Un-)Ausgewogenheit der Dimensionen zu gelangen. Kleine (2009; Kleine/Hauff 2009) schlägt dafür ein 

Gleichungssystem x + y + z = 100% auf Basis des Gibb’schen Dreiecks vor. Darüber hinaus können 

einzelnen Aspekte der Nachhaltigkeit innerhalb der Triangel Ökologie – Ökonomie – Soziales eindeutiger 
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verortet werden. lm (integrierenden) Nachhaltigkeitsdreieck lassen sich alle möglichen Kombinationen 

darstellen. 

Die Ökoeffizienz beispielsweise berührt als ökonomisch-ökologisches Konzept zwei Dimensionen 

gleichermaßen (50% Ökonomie + 50% Ökologie), während die Biodiversität vorwiegend ein ökologisches 

Thema (ca. 100% Ökologie) ist. Das zentrale Feld steht für eine Position mit drei etwa gleich großen 

Erklärungsbeiträgen der Felder. 

 

3.2 Werteorientierte Nachhaltigkeitskonzepte  

Als zweite Grundlage der Nachhaltigkeitsdiskussion neben der inhaltlichen Füllung des Begriffes wird eine 

Reihe von handlungsleitenden Prinzipien vorgeschlagen. Der Vorteil von Prinzipien als Grundlage 

nachhaltigen Entscheidens liegt in der vermehrten Flexibilität und situativen Anpassung. Zugleich vermögen 

Prinzipien eine Orientierungsfunktion zu übernehmen (Kates et al. 2005). Ein Nachteil liegt in der 

unschärferen und allgemeineren Formulierung, die im Extrem in der inhaltleeren Beliebigkeit von 

wohlklingenden Phrasen mündet.  

 

Prinzipien der Nachhaltigkeit 

Eine Übersicht über die Literatur ergibt eine mehr oder weniger konsistente Liste an Prinzipien. Wesentliche 

Elemente betreffen dabei neben der Gewichtung der einzelnen Handlungsfelder die Fragen der 

Gerechtigkeit, der zeitlichen Orientierung und der Partizipation der Betroffenen. Zu den zentralen Prinzipen 

zählen (Hauff 1987; Steurer 2001; Burschel et al. 2004): 

 Prinzip der Ganzheitlichkeit und Integration: Besagt, dass jede Dimension der Nachhaltigkeit ähnlich 

stark in Entscheidungen miteinbezogen werden soll, siehe dazu auch oben die Diskussion um starke 

und schwache Nachhaltigkeit sowie die Felder der Nachhaltigkeit; 

 Prinzip der intergenerationellen Gerechtigkeit: Gerechtigkeit zwischen den unterschiedlichen 

Generationen, egal ob bereits existierend oder noch nicht; 

 Prinzip der intragenerationellen Gerechtigkeit: Erweitert das obige Prinzip in Sachen Alter, 

Geschlecht, Rasse, Religion etc.; 

 Prinzip der präventiven Langfristorientierung: Beinhaltet die vorbeugende Planung von Maßnahmen 

anstatt kurzfristig auf Probleme oder Krisen zu reagieren; 

 Prinzip der Glokalität: Beinhaltet die Verknüpfung von Globalität und Lokalität; 

 Prinzip der Partizipation, Verantwortung und Stakeholder-Beteiligung: Miteinbezug und Mitsprache 

aller vorhandenen Stakeholder. 

 

Millenniumsdeklaration der UN 

Das dritte umfassende UN-Dokument nach Brundtlandt-Report und Rio-Deklaration zu Umwelt und 

Entwicklung stellt die im Jahr 2000 von der General Versammlung der Vereinten Nationen verabschiedete 

„United Nations Millennium Declaration“ dar (United Nations 2000). Die rund 60 Ziele für Frieden, 

Entwicklung, Umwelt, Menschenrechte, die Armen und Hungernden bauen explizit auf einem Set an 
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Grundwerten auf. Damit unterscheidet sich die Millenniumsdeklaration von den stärker an Inhalten 

orientierten Konzepten.  

Die Millenniumsdeklaration umfasst sechs fundamentale Werte (United Nations 2000): 

 Freiheit: persönliche Freiheit, Demokratie und BürgerInnenbeteiligung, Abwesenheit von Gewalt, 

Unterdrückung und Ungerechtigkeit; 

 Gleichheit: individuelle und gruppenbezogene Gleichheit, gleicher Rechtszugang und 

Chancengleichheit; 

 Solidarität: Verteilung von Kosten und Lasten auf Basis von Prinzipien der Gleichheit und sozialen 

Gerechtigkeit, Umverteilung; 

 Toleranz: wechselseitiger Respekt und Achtung der Diversität; 

 Respekt vor der Natur: Klugheit im Umgang mit Lebewesen und Naturressourcen, Veränderung der 

nicht nachhaltigen Produktions- und Konsummuster; 

 Geteilte Verantwortung: gemeinsame Verantwortung aller Nationen für die Weltwirtschaft, für soziale 

Entwicklung, Frieden und Sicherheit. 

 

Auch schon das Abschlussdokument des Erdgipfels von Rio (United Nations 1992) beinhaltete durchaus 

ähnliche Werte: Frieden, Demokratie, soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit, Bewahrung der Schöpfung 

und Gemeinschaft des Lebens. Diese waren allerdings weniger explizit, vor allem aber sind die Prinzipien 

der Millenniumsdeklaration als normative Forderungen für nachhaltiges Handeln und weniger als 

grundsätzliche Einstellungen definiert. Damit bleiben die Werte des Rio-Dokuments auch unverbindlicher 

und weiter von der Alltagspraxis des Handelns entfernt als Werte, die Verhaltensweisen zu Grunde gelegt 

sind (Leiserowitz et al. 2006). 

Wesentlich für unsere Betrachtung ist, dass mit den UN-Deklarationen (Millenniumsdeklaration, ähnlich auch 

die Deklaration des 2005 World Summit in New York, United Nations 2005), die aus einer 

Entwicklungsperspektive argumentieren und Begriffe wie Freiheit, Solidarität, Toleranz, Gerechtigkeit und 

geteilte Verantwortung betonen, gegenüber dem aus dem engen Umweltbereich kommenden 

Nachhaltigkeitsbegriff deutlich breitere Akzente gesetzt werden.  

 

3.3 Instrumente und Praxiskonzepte 

In der praktischen Anwendung haben sich eine Reihe von Konzepten und Instrumenten der Nachhaltigkeit 

durchgesetzt. Diese unterscheiden sich deutlich hinsichtlich der inhaltlichen Reichweite, des Fokus und der 

regionalen Verbreitung. Normen, Zertifikate und unternehmerische Tools sind nebeneinander vertreten. 

Allerdings gibt es kein Instrument, das alle Aspekte der Nachhaltigkeit gleichermaßen abdeckt. Mehr oder 

weniger alle Konzepte sind in einer der beiden Wurzeln der Nachhaltigkeit verankert: Ethik und globale 

Entwicklung einerseits sowie Umweltschutz andererseits.  

Der Umweltschutzaspekt wird in Konzepten wie „Green Management“ und „Corporate Sustainability“, 

„Nachhaltigkeitsmanagement“ und „Sustainable Management“ (Bassen et al. 2005; Taticchi et al. 2013; 

Corsten/Roth 2012; Prammer 2010; Müller-Christ 2011) betont. Zertifizierungen in der Säule der 

ökologischen Nachhaltigkeit werden vom Internationalen Institut für Standardisierung dominiert. Die ISO 
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14001 ist nicht nur die verbreitetste Norm im Bereich Ökologie, sie ist nach der ISO 9001 auch die am 

zweithäufigsten angewendete ISO-Norm (International Organization for Standardization 2014), darüber 

hinaus wird die ISO 50001 für den Teilbereich Energiemanagement angeboten (International Organization 

for Standardization 2011a). Für den Raum der Europäischen Union ist zudem das Eco Management and 

Audit Scheme (EMAS; BMLFUW 2015) von großer Bedeutung. 

Die soziale Dimension wird in einer Reihe von Konzepten wie Corporate Social Responsibility (CSR, z.B.: 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2001; Europäische Kommission 2011; International Labour 

Organisation 2011; Hardtke 2010), Corporate Social Responsiveness (CSRp, Carroll/Buchholtz 2008), 

Corporate Social Performance (CSP, Loew et al. 2004) und Sustainable Development (SD, Epstein 2008; 

Werbach 2009) beschrieben. 

Es gibt mehrere internationale Standards und Zertifizierungsmöglichkeiten für die soziale Dimension der 

Nachhaltigkeit: Der SA 8000 ist ein Standard, der von Social Accountability International SAI herausgegeben 

wird (Social Accountability International 2014). Ein weiterer, deutlich umfassenderer Standard steht in 

engem Zusammenhang mit der Triple Bottom Line, die Global Reporting Initiative (Global Reporting Initiative 

2002; 2006). Im Unterschied zur ökologischen Dimension wurde von der Internationalen Organisation für 

Normung kein zertifizierbarer Standard entwickelt. Die ISO 26000 ist nur ein Leitfaden zur Orientierung, wie 

Organisationen gesellschaftlich verantwortlich handeln können (International Organization for 

Standardization 2011b; Franz et al. 2011). Ein Grund dafür dürften die sehr unterschiedlichen Sichtweisen 

der beteiligten Länder und Akteure sein. Im Jahre 2015 soll zumindest für den Bereich 

ArbeitnehmerInnenschutz und -gesundheit mit der ISO 45001 ein Standard veröffentlicht werden 

(Brauweiler/Zenke-Hoffmann 2014). 

Ebenso wurde eine Reihe von Richtlinien zur sozialen Nachhaltigkeit durch internationale Organisationen 

entwickelt (Mayerhofer et al. 2008; Lang/Winistörfer 2011), die wichtigsten umfassen die ILO (International 

Labour Organization 2001), die OECD (Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

2010); und die Vereinten Nationen im Rahmen des UN Global Compact (UN Global Compact 2011).  

Angekommen ist das Thema Nachhaltigkeit jedenfalls in der betriebswirtschaftlichen Lehre: Der Markt für 

(Lehr-)Bücher zu nachhaltiger Unternehmensführung und Nachhaltigkeit in einzelnen Disziplinen ist 

jedenfalls breit und entsprechend schwierig zu überschauen. Ein kleiner Auszug: für Unternehmensführung: 

Balderjahn 2013; Baumgartner 2010; Binder 2013; Corsten/Roth 2012; Ernst/Sailer 2013; Hauff/Kleine 2009; 

Matuszek 2013; Prammer 2010; Pufé 2014; für Industriemanagement: Dyckhoff/Souren 2008; Müller-Christ 

2012; D’heur 2014; für Personalmanagement: Zaugg 2009; Ehnert et al. 2011. 
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4 Sozioökonomische Nachhaltigkeit aus Stakeholder-Sicht 

Schon früh wurde die Nähe von Nachhaltigkeitskonzepten und Stakeholderorientierung betont (Steurer et al. 

2005). Stakeholder werden hier als Personen oder Gruppen verstanden, die ein unmittelbares Interesse am 

Unternehmen haben oder von den Tätigkeiten des Unternehmens betroffen sind. Stakeholder können 

erheblichen Einfluss auf ein Unternehmen ausüben (Dubielzig 2009).  

Eines der Kernziele von Unternehmen ist das Erreichen der gesellschaftlichen Akzeptanz, eine „Licence to 

Operate“ (Hill 2001) – nur diese nicht-ökonomische Voraussetzung des Ökonomischen erlaubt es überhaupt, 

als Unternehmen im ureigenen Interesse langfristig auf dem Markt tätig zu sein. Um diese „Licence“ zu 

erhalten, muss jedes Unternehmen sich gegenüber Mensch (und Natur) verantworten. Unternehmen werden 

in der Stakeholderbetrachtung immer schon als eingebettet in einen ökonomischen und sozialen, später 

auch ökologischen Kontext gesehen. Ähnlich verlangt die Nachhaltigkeitsperspektive Respekt vor der 

Tatsache, dass Wirtschaft und Unternehmen für Menschen und ihre Umwelt da sind – und nicht umgekehrt. 

Es geht daher nicht um die Minimierung von negativen Auswirkungen, sondern um die Maximierung der 

Qualität des menschlichen Lebens (Steurer et al. 2005). Damit stehen sowohl die 

Nachhaltigkeitsbetrachtungen als auch die Stakeholderperspektive in einem scharfen Kontrast zu (neo-

)liberalen Ideen des Unternehmens. Milton Friedmanns (1970) apodiktische Aussage: „the only social 

responsibility of the firm is to increase its profit“ wird klar abgelehnt. 

 

4.1 Stakeholderidentifikation 

Stakeholder werden in der klassischen Definition von Freemann (1984) als „any group or individual who can 

affect, or is affected by, the achievement of a corporation’s purpose“ angesehen. Lynch (2003) unterscheidet 

zwei Typen von Stakeholdern: jene Personen, die einen unmittelbaren Beitrag zur Zielerreichung leisten 

(ManagerInnen und Beschäftigte) und jene Personen, die einen Anspruch an das Unternehmen haben. 

Entlang der Definition von Freemann (1984) können diese beiden Gruppen um jene Personen ergänzt 

werden, die von Aktionen des Unternehmens betroffen sind und versuchen, Einfluss zu nehmen. 

Stakeholder umfassen üblicher Weise neben der marktbezogenen Input-Output-Betrachtung mit Investoren, 

Lieferanten, Beschäftigten und Kunden weitere Akteure und Akteursgruppen wie Regierungen, politische 

Gruppen, Berufsvereinigungen, Gemeinschaften und Kommunen (Donaldson/Preston 1995). 

Betrachtet man mögliche Stakeholder von Headquarter-Ansiedlungen ohne Produktion, so lässt sich dieses 

Modell verfeinern. Eine mögliche Gruppierung umfasst: 

1. Interne Stakeholder: 

 Management, Abteilungen, Führungskräfte, MitarbeiterInnen, ArbeitnehmerInnenvertreterInnen; 

 Eigentümer oder Obergesellschaft im Falle eines Konzerns, deren Management und 

ArbeitnehmerInnen; 

 Niederlassungen und Subunternehmen des Konzerns, deren Management und 

ArbeitnehmerInnen; 

2. Externe Stakeholder: 

 Wirtschaftsorganisationen: Lieferanten, Kunden, Konkurrenten, Partner; Banken und Kreditgeber; 

regionale Wirtschaftskooperationen, ökonomische Region; 
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 Regierungen: EU, Bund, Land, Stadt (als Gesetzgeber);  

 Politische Gruppen: Parteien, allgemeine Interessensvertretungen, (Wirtschaftskammer, 

Arbeiterkammer, freie Interessenverbände wie ÖGB, IV) und spezifische Interessenvertretungen; 

 Kommunen: Stadt als Verwaltungskörper; 

 Gemeinschaften: AnrainerInnen, Stadtbevölkerung, Umlandbevölkerung; 

 Weitere Gruppierungen: Medien, NGOs und soziale Bewegungen, Forschungseinrichtungen, 

Kulturinstitutionen …  

 

In einer internationalen Perspektive treten zudem VertreterInnen und BewohnerInnen anderer Staaten als 

mögliche Stakeholder hinzu: Legislative und Verwaltungen des Konzernsitzes und der 

Niederlassungsstaaten; ArbeitnehmerInnen und Bevölkerungen des Konzernsitzes und der weiteren 

Niederlassungssaaten.  

Im Sinne einer globalen Verantwortung entlang der Produktionskette und des gesamten 

Produktlebenszyklus kommen nicht nur Konzernunternehmen, die Lieferanten und Kunden als unmittelbare 

Stakeholder in den Fokus, sondern auch deren jeweiliges Umfeld, wie beispielsweise Vorlieferanten (z.B. 

über Inhaltsstoffe, Umweltschutz), ArbeitnehmerInnen bei Lieferanten und Kunden (z.B.: 

ArbeitnehmerInnenschutz, Ausbeutungsverhältnisse, Kinderarbeit, ethisches Verhalten …), Legislative und 

Verwaltung der Staaten der Zulieferer, EndverbraucherInnen (wegen Werbung und Vertriebsmethoden, 

Sicherheit, Giften, Entsorgung), Kommunen der EndverbraucherInnen (insbesondere hinsichtlich, 

KonsumentInnenschutz, Sicherheit, Abfall und Recycling) und so weiter …  

Konsequent zu Ende gedacht ließe sich so eine mehr oder weniger unüberschaubare Anzahl an möglichen 

Stakeholdern und damit Verantwortlichkeiten festmachen. Genau diese Vielzahl an möglichen Interessen 

und Betroffenheit wäre aus einer Managementsicht jedoch sinnlos: Müsste man alles berücksichtigen (und 

das auch noch für jede mögliche Zukunft!) wäre keine Entscheidung mehr möglich. Daher ist es sinnvoll, in 

praktischer und theoretischer Hinsicht die Reichweite der Stakeholderbetrachtung zu beschränken. Bewährt 

haben sich Beschränkungen nach den Kriterien des Stakeholder Mapping. Hier werden beispielsweise 

Nähe, Macht, Einfluss, Konflikt sowie Unterstützung als mögliche Dimensionen für relevante 

Stakeholderbeziehungen unterschieden (Ungericht 2012). 

 

4.2 Zielkonflikte und Synergien 

Wie schon bei der Diskussion der Felder der Nachhaltigkeit ausgeführt, gilt es, die Beziehungen der Ziele 

untereinander zu berücksichtigen. So können in einem System neutrale, komplementäre und konfliktäre 

Beziehungen zwischen den Zielen bestehen. Eine neutrale (indifferente) Beziehung liegt vor, wenn ein Ziel 

keinen (positiven oder negativen) Einfluss zur Erreichung eines anderen Ziels hat. Komplementär sind Ziele, 

wenn sich diese positiv zur jeweiligen Zielerreichung beeinflussen. Dies kann einseitig, aber auch 

wechselseitig geschehen. Unter der konfliktären Beziehung versteht man die negative Beeinflussung von 

Zielen zur Zielerreichung. So kann die Erfüllung eines oder mehrerer Ziele vermindert oder gar 

ausgeschlossen werden oder kann ein Ziel nur auf Kosten eines anderen Zieles erreicht werden. Zugleich ist 

es in einer dynamischen Betrachtung möglich, dass sich diese Beziehungen im Laufe der Zeit verändern. 
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Denkt man an einen Konflikt ökologischer und ökonomischer Aspekte, gilt die Vereinbarkeit von 

Umweltschutz und Wirtschaftswachstum als naheliegender Vergleich. Die Harmoniethese besagt, dass sich 

mit Umweltschutz Geld verdienen lässt (Green Economy) und diese beiden Ziele somit positiv vereinbar 

sind. Nach der Konfliktthese kostet Umweltschutz jedoch Geld und indiziert somit eine Unvereinbarkeit. Um 

die Umweltqualität zu sichern und gar noch zu verbessern, muss auf materiellen Wohlstand weniger Wert 

gelegt oder sogar ganz verzichtet werden (Braun 2003). Faktisch erscheint weder eine vollkommene 

Harmonie realistisch, „weil eine industrielle Güterproduktion ohne Umweltverbrauch nicht denkbar ist und 

selbst Recyclingprozesse auf Grund ihres Energiebedarfs zur Erhöhung der Entropie beitragen“ (Braun 

2003: 4). Auf der anderen Seite erscheint auch die reine Konfliktthese überzogen, schließlich kann 

verminderter Material- oder auch Energieeinsatz zu verminderten Kosten in einem Unternehmen und in 

weiterer Folge zu erhöhtem Wohlstand führen. In einem dynamischen System sind zudem Rückwirkungen, 

Kettenreaktionen und zeitverzögerte Wirkungen zu erwarten, so dass die Betrachtung eines linearen 

Zusammenhanges zwischen Einzelzielen unterkomplex bleiben muss (Lang 2007).  

Eine weitere Komplikation erfährt die Zielbetrachtung durch die Einführung einer Stakeholderbetrachtung. Je 

nach Sichtweise der Stakeholder verändert sich auch die Auslegung des Begriffs und der 

Herangehensweise an die Nachhaltigkeit. Eine 1:1-Zuordnung von Stakeholdern zu bestimmten Feldern 

oder Prinzipien der Nachhaltigkeit wäre jedoch zu kurz gegriffen. Zwar haben beispielsweise Unternehmen 

offensichtlich die Sicherung ihrer wirtschaftlichen Existenz als oberstes Ziel angesetzt, und um dieses Ziel zu 

erreichen, wird in einigen Fällen auf die Berücksichtigung sozialer oder ökologischer Aspekte verzichtet oder 

zumindest geringer Wert gelegt. Dennoch lassen sich viele Fälle finden, wo Unternehmen zugunsten von 

langfristen, auch nicht rein ökonomischen Zielen ökonomische Gewinnmaximierungsziele zurückstellen 

(Karmasin 1996). Ebenso wäre es verfehlt, MitarbeiterInnen immer nur ein Interesse an sozialen Zielen zu 

unterstellen. So wird Diskriminierung häufig akzeptiert oder sogar unterstützt – vor allem, wenn diese 

betreffenden MitarbeiterInnen selbst Profiteure von Diskriminierungen anderer Gruppen sind. Ebenso kann 

häufig ein finanzielles Interesse am ökonomischen Wohlergehen des Unternehmens beobachtet werden. 

Die Situation ist jedoch faktisch noch deutlich komplexer, da "hinter" den direkt beteiligten Parteien weitere 

Anspruchsgruppen vermutet werden können oder die Einheitlichkeit der verschiedenen Beteiligten nicht 

gegeben ist. So kann bei öffentlichen Geldgebern regelmäßig zwischen Ansprüchen der Administration und 

der Politik, sowie gegebenenfalls einzelnen Politikern unterschieden werden. Neben den (keineswegs 

einheitlichen) Ansprüchen der Angestellten werden andere einflussreiche Personen(-gruppen) wie 

Angehörige wichtig, aber auch die Bezugnahme auf allgemeine Standards der Leistungserstellung 

(Branchenüblichkeit). Weitere Komplikationen können durch die vermutete Notwendigkeit der 

Berücksichtigung gesamtgesellschaftlicher Ansprüche auftreten. 

Ein Beispiel soll diese Beziehungslage verdeutlichen: Für die Ansiedlung eines neuen 

Headquarterstandortes wird ein Bürogebäude auf der grünen Wiese errichtet mit einer entsprechenden 

neuen Straßenzufahrt. Wer könnte hier Ansprüche stellen? Was könnten die Ansprüche sein? Neben dem 

anzusiedelnden Unternehmen mit – mindestens – langfristiger Gewinnorientierung, Zugang zu Märkten und 

Humankapital wäre in unvollständiger Aufzählung vor allem an die Stadtverwaltung, die Politik, 

AnwohnerInnen, ArbeitnehmerInnen und ansässige Betriebe zu denken: 

Administrativsystem: einfache Handhabung der Geldvergabe, Kontrolle auf rechnerische Richtigkeit, 

Verfolgung der Haushaltsstandards der Kommune, Klarheit der AnsprechpartnerInnen. Darüber hinaus: 
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möglichst wenig Störung sonstiger kommunaler Betriebe. Weiters beispielsweise Steuerinteressen, aber 

auch Infrastrukturaufbau, Attraktivierung für bestimmte Bevölkerungsgruppen wie hochqualifizierte 

ZuzüglerInnen. 

Politiksystem: Öffentliche Aufmerksamkeit und Modernitätsnachweis, Aufrechterhaltung des Eindrucks der 

Steuerbarkeit der Gesellschaft und Lösbarkeit sozialer Herausforderungen durch die Politik. 

Öffentlichkeitswirksam verkaufbare Erfolge, hier: Kaufkraftgewinn und Schaffung von neuen Arbeitsplätzen. 

Darüber hinaus: Für einzelne PolitikerInnen steht die Wiederwahl im Vordergrund, daher: Abschiebung bei 

Misserfolg, Okkupation bei Erfolg. Wie weit tatsächlich neue Arbeitsplätze für die ansässige Bevölkerung 

geschaffen wurden, ist solange nebensächlich, solange das neue Gebäude eröffnet werden kann und man 

schöne Fotos mit internationalen Wirtschaftsgrößen erhält. Ziele definieren sich über die wahrgenommenen 

Erwartungen des eigenen WählerInnenklientels, daher kann unter Umständen das Image der Neuansiedlung 

wichtig werden. 

ArbeitnehmerInnen: Einerseits begrüßenswert die Schaffung von (hoffentlich) hochwertigen Arbeitsplätzen, 

andererseits die Befürchtung, dass für die ansässige Bevölkerung nur die einfachen oder wenig 

zukunftsweisenden Tätigkeiten übrig bleiben, während die hochwertigen Arbeitsplätze für Expatriates 

reserviert sind. Ambivalenz hinsichtlich der Dauer des Standortes und damit der Beschäftigung, der 

Mobilitätserfordernisse, der unterschiedlichen Kulturstandards und der Durchsetzbarkeit von (nicht 

gesetzlich abgesicherten) Standards der Arbeitsbedingungen. 

Ansässige Betriebe: Schwanken zwischen Konkurrenz zum Beispiel um ArbeitnehmerInnen und neuen 

Möglichkeiten der Marktöffnung, sei es direkt am Standort oder vermittelt über den neuen 

Headquarterstandort. 

(Teile der) Bevölkerung im Ortsteil: Durchaus ambivalent und abhängig von der Umsetzung: So kann die 

Aufschließung mit Infrastruktur (Straßenanschluss, vielleicht sogar ÖPNV, Nahversorgungsinfrastruktur) 

positiv erlebt werden, ebenso die Aufwertung eines Quartiers durch hochwertige Arbeitsplätze – und daher 

BesucherInnen – und die Pflege des Areals durch das Unternehmen (Imagefaktor). Andererseits Angst vor 

Identitätsverlust, Belästigungen durch mehr Verkehr und Eindringen einer „fremden“ Kultur, 

Sicherheitsbedenken bei kritischen Unternehmen, Sorge vor einem abgeschlossenen Ghetto von 

Expatriates, Verteuerung von Wohnraum und Nahversorgung, Verringerung der Mitsprache bei der 

Gestaltung des öffentlichen Raumes.  

Die Bewertungen können in jedem Einzelfall auch jeweils anders ausfallen, und es müssten in einem 

umfassenden Stakeholder-Ansatz weitere Gruppen einbezogen werden. Tatsächlich bringt ein 

Produktionsstandort weitaus mehr berücksichtigungswürdige Interessen hervor – aber selbst dieses 

„harmlose Beispiel“ zeigt eine Reihe nicht immer planbarer Effekte. Dennoch wird schon in dieser 

minimalistischen Fassung das Dilemma zwischen unterschiedlichen Anspruchsgruppen deutlich, wobei 

keine Gruppe für das Unternehmen oder die Ansiedlungskommune im Gesamtzusammenhang verzichtbar 

ist. Die Wirkung einer Ansiedlung kann in dieser Komplexitätslage daher nur empirisch im konkreten 

Einzelfall erfasst werden. 
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5 Sozioökomischer Nachhaltigkeitsbegriff für Headquarterstandorte 

Die Diskussion um Corporate (Social) Responsibility ebenso wie Corporate Governance im Zusammenhang 

mit allgemeiner Unternehmenssteuerung und einzelnen Teilaspekten des Managements ist deutlich im 

Wachsen. Diese Themen sind – schon auf Grund der Entstehungsgeschichte auch aus 

betriebswirtschaftlicher und managerialer Sicht – am anschlussfähigsten. Der Umfang der Literatur zur 

Verknüpfung zwischen Corporate Social Responsibility / Corporate Responsibility und strategischen 

Unternehmensentscheidungen von multinationalen Unternehmen – und hier auch in der Verknüpfung 

zwischen Headquarter und Niederlassung – nimmt ebenfalls zu (Barin Cruz/Pedrozo 2009; Barin Cruz et al. 

2010). Ebenso findet sich eine lange Tradition der Untersuchung von Gender- und Diversitätsaspekten im 

Hinblick auf Unternehmensentscheidungen (Bendl et al. 2012), durchaus auch in Verbindung zu Corporate 

Social Responsibility (Hanappi-Egger 2012). 

Ein zweiter, verwandter Anwendungsstrang betont die (globale) Verantwortlichkeit von Unternehmen, vor 

allem international agierenden Unternehmen und multinationalen Unternehmen und dockt an die Ethik-

Debatte an: War bis in die 90er Jahre diese Idee der globalen Verantwortung vor allem ein Thema für 

Skandalisierungen von pressure groups und PublizistInnen – stellvertretend seien hier die Öl-Unfälle der 

Brent Spar und Exxon Valdez, die Chemie-Unfälle bei Sandoz und Hoechst (Engelfried 2004; Haeming 

2007) oder das Aufdecken von schikanösen Arbeitsbedingungen für NIKE-Produkte (Klein 2000) genannt – 

so begegnen heute Unternehmen diesen Risiken proaktiv – und häufig in Zusammenarbeit mit den 

„GegnernInnen“ von gestern. Von kritischer Seite wird in diesen Fällen nicht selten wieder der Vorwurf des 

bloßen „Greenwashing“ erhoben (Bentele/Nothhaft 2011), vor allem, weil Unternehmen mit ihrer 

Transparenz und der Einräumung von Partizipation mehr als zurückhaltend sind. Dennoch kann man 

generell festhalten, das Unternehmen, vor allem international tätige Unternehmen, die auf im Fokus medial 

vermittelter Nachhaltigkeits- und Umweltaufmerksamkeit stehen, ihre Praktiken deutlich den Erfordernissen 

der Nachhaltigkeit angepasst haben. 

Andere Thematiken, die vor allem an die ökologisch orientierte Nachhaltigkeit andocken, werden unter 

technologischen Aspekten der Produktion und Logistik (z.B.: Corsten/Roth 2012, Dyckhoff/Souren 2008) 

oder des genuinen Umweltmanagements (Müller-Christ 2001; Engelfried 2011) gesehen. Mit Bezug zu 

multinationalen Unternehmen oder Headquartern fehlt jedoch eine integrierte Zusammenschau sowohl der 

Aspekte der Nachhaltigkeit wie auch der Adressaten der Nachhaltigkeit. 

Aus Sicht der Kommunen und Regionen greift die Literatur zumeist nur einen Teilbereich aus dem 

Nachhaltigkeitsspektrum heraus, so beispielsweise aus der Stadtplanung den Aspekt von Green City und 

Green Building. Eine Verknüpfung der Aspekte mit Fragen der Unternehmensansiedlung erfolgt kaum. Dies 

hängt unter anderem damit zusammen, dass ungeklärt bleibt, wer der Adressat für Nachhaltigkeit ist, es also 

einer klaren Stakeholderanalyse ermangelt. Ohne Spezifizierung der Anliegen der Stakeholder und 

Beantwortung der Frage, von welcher Dimension und welchem Aspekt der Nachhaltigkeit diese jeweils 

betroffen sind, bleibt die Diskussion unterkomplex.  

Ein zweiter Diskussionsstrang bindet die Frage nachhaltiger Standortwirkung von Headquartern in die 

Debatte um Sustainable Urbanism ein (Oktay 2012). Diese Debatte hat ihren Ursprung in der Stadtplanung 

(Grant 2006), auch hier dominiert zunächst der Zugang des „greening of cities“ (Farr 2008), sowie 
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neuerdings die Idee der Smart City. Eine explizite Betrachtung der Headquarter multinationaler 

Unternehmen ist entsprechend randständig. 

 

5.1 Integrierter Nachhaltigkeitsbegriff  

Hier wird ein integrierter Begriff der Nachhaltigkeit, der auf dem Nachhaltigkeitsdreieck (Kleine 2009) beruht, 

vertreten. Damit ist einerseits eine gleichschwebende Aufmerksamkeit für die Bereiche Ökonomie, Ökologie 

und Soziales im Sinne des Brundtland-Reports und andererseits eine besondere Beachtung von positiven 

wie negativen Interaktionseffekten zwischen den Bereichen gemeint. Zwar kann kaum die Bedeutung der 

Begrenztheit der weltweiten Ressourcen geleugnet werden, eine starke Definition der Nachhaltigkeit jedoch 

erscheint unter den gegebenen Voraussetzungen – vor allem dem Widerspruch zwischen Ökologie und 

Verteilungsgerechtigkeit (Brand/Wissen 2011; 2012) und der Erkenntnis, dass bis auf absehbare Zeit unsere 

Gesellschaft und Wirtschaft noch auf Wachstum getrimmt sind (Welzer 2013) – für Standortentscheidungen 

von regionalen Headquartern als zu anspruchsvoll, ja illusorisch. Wir folgen daher einer mittleren Position 

und gehen von einer zweistufigen Nachhaltigkeitsregel aus: Für kritische Bestände gilt die starke 

Nachhaltigkeit, darüber hinaus kann zu Zwecken der (begrenzten) Steigerung der Lebensqualität, Schutz 

und Förderung der menschlichen Gesundheit, der Verwirklichung von Gerechtigkeitsvorstellungen, der 

Bekämpfung von Armut, Unterdrückung und Ausbeutung (Balderjahn 2013) eine schwache Nachhaltigkeit 

realisiert werden. 

Die Operationalisierung in den drei Feldern folgt dabei den Prinzipien der Nachhaltigkeit. Während die 

Prinzipien der Ganzheitlichkeit und Integration, der inter- und intragenerationellen Gerechtigkeit und der 

präventiven Langfristorientierung direkt in die Felder der Nachhaltigkeit als materielle Dimensionen 

eingehen, sind das Prinzip der Glokalität, das Prinzip der geteilten Verantwortung sowie das Prinzip der 

Partizipation, Verantwortung und Stakeholder-Beteiligung übergeordnete Richtmarken. Auf die 

Berücksichtigung des Partizipationsprinzips wird im anschießenden Kapitel noch näher eingegangen, das 

Prinzip der Glokalität ist vor allem auch Gegenstand bei Nachbagauer (2015). 

 

5.2 Nachhaltigkeit am Standort 

Interesse an ökonomischer Nachhaltigkeit scheint aus der Unternehmensperspektive jedenfalls gegeben, 

sind doch mit Standortentscheidungen eine Reihe von monetären, vielmehr aber noch nicht-monetären 

Kosten (wie Durchsetzungskosten, Einsatz von Machtressourcen) verbunden, die im Falle der kurzfristigen 

Aufgabe des Standortes abgeschrieben werden müssen. Ähnlich wie bei Ressourcenentscheidungen 

(Müller-Christ 2012) stehen Unternehmen vor weiteren Trade-Offs und Jetzt-für-dann-Entscheidungen. 

Neben diesen sunk costs sind mit einer an kurzfristiger Gewinnmaximierung orientierten Geschäftsgebarung 

weitere immaterielle, langfristig wirksame Kosten verbunden wie Imageverlust, Vertrauensverlust bei Kunden 

und Lieferanten ebenso wie Fördergebern oder Einbußen beim employer branding (Jarolimek 2001). 

Unbestritten ist, dass diese Überlegungen für eine Reihe von Unternehmen weder verständlich sind noch in 

das kurzfristige Kalkül mancher EntscheidungsträgerInnen, die nur auf die nächsten Quartalszahlen 

schielen, passen.  



20 University of Applied Sciences bfi Vienna 

Für die Diskussion einer Headquarter-Ansiedlungspolitik ohne Produktionsstandort sind jedoch gerade die 

nachhaltig positiven Auswirkungen auf den Standort in finanzieller und sozialer Hinsicht relevant. Als 

nachhaltig in finanzieller Sicht werden jene strategischen Standortentscheidungen verstanden, die der 

Region eine dauerhafte Wertschöpfung sichern. Als Operationalisierungen bieten sich neben dem reinen 

return on investment (Suchkosten, direkte und indirekte Subventionen vs. direkte und indirekte 

Steuermehrleistungen) auch die Sicherung eines Arbeitskräftezuwachses über einen längeren Zeitraum an 

(Lohnsteuerleistung). Damit sind für eine aktive Ansiedlungspolitik nur jene Unternehmen interessant, die 

auch selbst glaubwürdig ein langfristiges Commitment und ein langfristig finanziell positives Ergebnis 

versprechen. Sollte dennoch ein Rückzug aus dem Standort unumgänglich sein, wäre aus 

Nachhaltigkeitsgesichtspunkten sowohl ein Nachnutzungskonzept der Infrastruktur ebenso wie eine Plan für 

die Abwicklung der Arbeitsplätze – im besten Fall als direkter Übergang in ein neues Arbeitsverhältnis oder 

zumindest ein professionelles Outplacement – schon bei Aufnahme des Betriebes anzustreben. 

Auch das Interesse an sozialer Nachhaltigkeit, wie es häufig als Corporate Social Responsibility-Konzept 

operationalisiert wird, ist für multinationale Unternehmen und Headquarterstandorte verständlich. Unter 

dieser Dimension finden sich unter anderem MitarbeiterInneninteressen, VerbraucherInnenschutz und 

KundInneninteressen, Berücksichtigung der Arbeitsbedingungen, Arbeitsschutz sowie Personalentwicklung 

(Loew/Braun, 2006). Eine Reihe der hier angesprochenen Standards ist in hochentwickelten Ländern durch 

gesetzliche Regelungen und einen spezifischen institutionellen Rahmen abgesichert. In sozialer Hinsicht 

geht es daher vor allem um die Schaffung von langfristig abgesicherten attraktiven Arbeitsplätzen.  

Multinationale Unternehmen mit regionalen Headquartern suchen regelmäßig hochqualifizierte 

MitarbeiterInnen, oft mehrsprachig und (zeitlich und örtlich) flexibel, die bereit sind, sich auch auf eine nicht-

national basierte Unternehmenskultur einzulassen. Genau dieses ArbeitnehmerInnensegment ist jedoch 

nicht nur selbst bereit, den Arbeitgeber zu wechseln, sondern auch auf einem enger werdenden 

Arbeitsmarkt für Spitzenkräfte selten („War for talents“). Es ist daher durchaus im Interesse von 

Unternehmen, gute MitarbeiterInnen nicht nur mit guter Bezahlung, sondern vor allem auch mit dem Angebot 

von guten Arbeitsplätzen und Entwicklungschancen zu binden und zu motivieren. Damit können die Qualität 

der Arbeitsplätze, die Schaffung von hervorragenden Arbeitsbedingungen, Berücksichtigung von 

MitarbeiterInneninteressen und Gender- und Diversityaspekte in einem Unternehmen als Indikator für die 

langfristige Stabilität des Unternehmens und damit des Standortes gesehen werden (Loew/Braun 2006, 

Levering 1988). 

Durch die auch nach außen hin kommunizierten Aktivitäten zur Schaffung von attraktiven Arbeitsplätzen 

baut ein Unternehmen eine Selbstbindung an den Standort auf: Wenn Unternehmen sich für nachhaltige 

Investitionen in ihre MitarbeiterInnen entscheiden, so stellt dies einerseits ein öffentlichkeitswirksames 

unternehmerisches Commitment dar, das nur unter hohen Kosten gegenüber der Öffentlichkeit wieder 

zurückgenommen werden kann. Neben dem Imageschaden als unzuverlässiger Partner gegenüber den 

öffentlichen Händen ist hier an Wirkungen auf dem Absatzmarkt zu denken. Vor allem aber ist auch der 

Arbeitsmarkt für höher- und hochqualifiziertes Personal in zunehmendem Maße ein Käufermarkt und 

markengetrieben, Employer Branding spielt daher eine immer größere Rolle. Andererseits wird durch 

Personalinvestitionen auch in die Zukunft investiert. Typischerweise sind dies Weiterbildungsmaßnahmen, 

personalorientierte Infrastrukturangebote wie Kinderbetreuung und der Aufbau einer spezifischen 

Unternehmenskultur (Zaugg et al. 2001; Zaugg 2009). Diese Investitionen stellen damit zunächst sunk cost 
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dar, die nicht unmittelbar einen return on investment versprechen. Der return auf diese investments ist an 

Personen gebunden, die im Zweifel auch an den Standort – und nicht primär das Unternehmen – gebunden 

sind und bei einem Abzug des Headquarters zumindest teilweise verloren gehen. Dies wiederum bindet das 

Headquarter an den Standort. 

Über den unmittelbaren gesellschaftlichen Nutzen hinaus belegen eine Reihe von Untersuchungen (zum 

Beispiel Cochran/Neal 2008; Hull/Rothenburg 2008; Von Arx/Ziegler 2008; Mollet/Ziegler 2012, 

Loew/Clausen 2010), dass die Einhaltung der Standards gesellschaftlicher Verantwortung mit 

Wettbewerbsvorteilen, einer nachhaltigen Wertschöpfung und finanziellem Erfolg einhergeht, wenn die 

Strategien aufeinander abgestimmt sind (Orsato 2009). Damit kann die Sorge um die Qualität der 

Arbeitsplätze und die Schaffung von hervorragenden Arbeitsbedingungen in einem Unternehmen als 

Indikator für die langfristige Stabilität des Unternehmens und damit tentativ auch des Headquarterstandortes 

gesehen werden. Gleiches gilt für die Verfolgung von Gender- und Diversityprogrammen in Unternehmen 

(Aretz/Hansen 2003; Hanappi-Egger et al. 2007). 

Aus einer arbeitsmarktpolitischen Verantwortung heraus liegt es für eine Region, die zu den 

einkommensstärksten der Welt gehört und damit nur am Top-end des Arbeitsmarktes international 

konkurrenzfähig ist, nahe, der Qualität der Arbeitsplätze besondere Aufmerksamkeit zu widmen – diese 

hochwertigen Arbeitsplätze sind es, die wesentlich zum Wohlstand und zur Lebensqualität in einer Region 

beitragen; beides wieder wichtige Argumente für zukünftige Standortansiedlungen.  

Der Bereich der Teilhabe konzentriert sich aus der Sicht der Stadtplanung und regionalen Standortpolitik auf 

den Einbezug der geographisch nahen Einflussgruppen. Diese werden häufig beispielsweise in 

Mediationsverfahren eingebunden. Ebenso greifen sozialpartnerschaftlich geprägte Zugriffe auf die Debatte 

vor allem die Qualität des Arbeitslebens vor Ort auf.  

Für die Diskussion einer Ansiedlungspolitik von (regionalen) Headquartern ohne Produktionsstandort 

scheinen daher vor allem ökonomische und soziale Wirkungen relevant – vielfach wird die ökologische 

Dimension reiner Bürostandorte als gering eingeschätzt, allenfalls wird bei Gebäuden und bei den durch den 

Standort ausgelösten Verkehrsströmen (hier vor allem Flugverkehr) ein Optimierungsbedarf geortet. Vielfach 

sind international tätige Unternehmen – nicht zuletzt aus Imagegründen – bereit, für die Erfüllung von 

ökologischen Standards Vorleistungen zu erbringen, die zudem im Gesamtzusammenhang der Kosten 

gering erscheinen. 

 

5.3 Globale Verantwortung 

Mit der Engführung auf soziale und finanzielle Wirkungen auf den Standort bleibt der Aspekt der globalen 

Verantwortung, der gerade für Headquarter große Bedeutung hat, unterbelichtet. Damit wird die Frage der 

Nachhaltigkeit über die gesamte Wertschöpfungskette hinweg angesprochen. Schließlich sind Headquarter 

Entscheidungszentralen auch und gerade für nachgelagerte Konzernteile. Daher kann der Aspekt der 

globalen Verantwortung (Lautermann 2005) nicht am Standort alleine und an den nationalen Aktivitäten 

festgemacht werden. Zwar sind die Entscheidungs- und Einflussmöglichkeiten von regionalen Headquartern 

auf Produktions- und Arbeitsbedingungen faktisch sehr unterschiedlich ausgestaltet, dennoch bleibt eine 

direkte und indirekte Verantwortung für Betriebsstandorte und Konzernunternehmen, wobei hier die 
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tatsächliche Durchsetzungsmacht und faktische Möglichkeit der Nachweisführung der Headquarter zu 

diskutieren ist (Nachbagauer 2015).  

Dem steht gegenüber, dass die soziale Nachhaltigkeit oft mit Kosten in Verbindung gebracht wird und eine 

Reihe von Auslagerungen und Standortentscheidungen gerade zur Vermeidung von sozial oder ökologisch 

induzierten Kosten oder anderen unangenehmen Folgen (wie öffentliche Aufmerksamkeit für verminderte 

Arbeitsstandards) dient. Damit wird jedoch zugleich Nicht-Nachhaltigkeit exportiert, möglichst, ohne dafür 

(sichtbar) zuständig oder verantwortlich zu sein – ein glatter Widerspruch zu einem integrierten Verständnis 

von Nachhaltigkeit. 

In einer weiteren Betrachtung geht die globale Verantwortlichkeit über die Verantwortung einer Zentrale für 

ihre Niederlassungen oder regionalen Zentralen hinaus und umfasst aus einer Stakeholdersicht auch die 

Wertschöpfungskette auf der Input-Seite (Lieferanten) und Outputseite (Kunden). Die (nur empirisch) zu 

klärende Frage ist, wie weit für diese Gesamtsicht der Wertschöpfungskette einzelne Unternehmen 

verantwortlich sind, verantwortlich gemacht werden können (blaiming) oder zumindest ein Gefühl für 

Verantwortlichkeit entwickeln.  

Damit sind auch für regionale Headquarter nicht nur lokale Fragen der ökonomischen und sozialen 

Nachhaltigkeit, sondern alle drei Felder der Nachhaltigkeit relevant: ökologische Verantwortung entlang der 

gesamten Wertschöpfungskette, finanzielle Nachhaltigkeit für den eigenen und für weitere Standorte sowie 

für andere Länder und soziale Nachhaltigkeit für Aspekte, die im Standortland des Headquarters schon 

geklärt, in Niederlassungsländern jedoch noch ungeklärt erscheinen, wie Standards der Arbeitssicherheit 

und der Arbeitsbedingungen beispielsweise im Sinne des UN Global Compact (2011) oder der ILO-

Standards (International Labour Organization 2001),  
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